
Gerade im Hinblick darauf, daß es sich bei dem Gesetz 
über den Versicherungsvertrag um edn altes Gesetz han­
dele, müßten Versicherungsverträge so ausgelegt werden, 
wie Treu und Glauben mit Rücksicht auf die Verkehrs­
sitte es erfordern. Das ergebe sich aus §§ 157, 242 BGB. Bei 
dem Abschluß des Versicherungsvertrages sei er nicht dar­
auf hingewiesen worden, daß im Fall grob fahrlässiger 
Verursachung des Schadensfalls kein Versicherungsschutz 
gegeben sei. Der Mitarbeiter des Außendienstes der Ver­
klagten habe vielmehr erklärt, daß alle Schadensfälle durch 
diese Versicherung gedeckt würden. Dem entsprächen auch 
die AKB. Nach § 10 Ziff. 4 dieser Versicherungs-Bedingun­
gen werde Versicherungsschutz nur dann nicht gewährt, 
wenn der Fahrer des Fahrzeugs beim Eintritt des Ver­
sicherungsfalls nicht die vorgeschriebene Fahrerlaubnis 
habe. Man könne vom Kläger als Laien nicht verlangen, 
daß er die Bestimmungen des VVG kenne. Wenn ihn der 
Mitarbeiter des Außendienstes falsch unterrichtet habe, so 
habe die Verklagte hierfür nach § 278 BGB einzustehen. 
Im übrigen sei eine derartige Einengung des Versiche­
rungsschutzes auch aus wirtschaftspolitischen Gründen ab­
zulehnen. Der Kläger hat den Antrag gestellt, die Ver­
klagte zur Zahlung von 7950 DM nehst 4 Prozent Zinsen 
vom Tag der Klagzustellung an zu verurteilen.

Die Verklagte hat Abweisung der Klage beantragt und 
sich darauf berufen, daß sie die Versicherungsledstung zu 
Recht verweigere. Nach dem ausgehändigten Versiche­
rungsschein sei zwischen den Parteien vereinbart worden: 
„Für das Rechtsverhältnis gelten die gesetzlichen Vor­
schriften, soweit nicht in den Allgemeinen Versicherungs- 
Bedingungen, in Zusatz- oder Sonderbedingungen oder 
durch besondere Vereinbarungen etwas anderes bestimmt 
ist.“ Die vom Kläger angeführten AKB seien Sonderbe­
dingungen, die neben den allgemeinen Bestimmungen des 
VVG nach § 10 Abs. 4 den Versicherungsschutz auch dann 
ausschlössen, wenn der Fahrer des Fahrzeugs beim Ein­
tritt des Vexsicherungsfalls nicht die vorgeschriebene Fahr­
erlaubnis habe. In die Berechtigung der Bestimmung 
des § 61 VVG, wonach der Versicherer dann von der Ver­
pflichtung zur Leistung frei sei, wenn der Versicherungs­
nehmer den Versicherungsfall vorsätzlich oder durch grobe 
Fahrlässigkeit herbeiführe, könne kein Zweifel gesetzt 
werden.

Aus den G r ü n d e n :
Zunächst ist klarzustellen, daß das Gesetz über den 

Versicherungsvertrag als von unserem Staat übernom­
menes früheres Gesetz in der Deutschen Demokratischen 
Republik geltendes Recht ist. Diese Auffassung wird in 
ständiger Rechtsprechung vom Obersten Gericht und, 
soweit übersehbar, auch von den Bezirks- und Kreis­
gerichten vertreten. Sie entspricht auch der rechts­
wissenschaftlichen Literatur. Damit ist nicht gesagt, daß 
im konkreten Fall nicht zu prüfen wäre, ob diese oder 
jene Einzelbestimmung des Gesetzes als mit den Grund­
prinzipien unserer Verfassung, unserer sozialistischen 
Gesellschaftsordnung und den Anschauungen unserer 
Werktätigen in Widerspruch stehend nicht mehr anzu­
wenden ist. Für § 61 VVG, nach dem grundsätzlich bei 
der gesamten Schadensversicherung der Versicherer von 
der Verpflichtung zur Leistung frei ist, wenn der Ver­
sicherungsnehmer den Versicherungsfall vorsätzlich 
oder durch grobe Fahrlässigkeit herbeiführt, trifft dies 
jedoch nicht zu. Die darin ausgedrückte und mit be­
stimmten Rechtsfolgen verbundene Schadensverhütungs­
pflicht entspricht unseren neuen gesellschaftlichen Auf­
fassungen. Das bedarf, soweit die Leistungsfreiheit des 
Versicherers bei vorsätzlicher Herbeiführung des Ver­
sicherungsfalls festgelegt ist, keiner besonderen Dar­
legungen. Diese Folge würde sich ohnehin aus allge­
meingültigen Rechtsgrundsätzen ergeben. Aber auch bei 
grober Fahrlässigkeit muß das gelten. Wenn einerseits 
ein gewisses Maß von Fahrlässigkeit, nämlich einfache 
Fahrlässigkeit — und in der Praxis ist das die große 
Mehrzahl aller auf einem Verschulden des Versiche­
rungsnehmers beruhender Versicherungsfälle —, durch 
die Versicherung ihrem Wesen entsprechend gedeckt 
wird, so muß andererseits von jedem Versicherten er­
wartet werden, daß er ein bestimmtes Maß an Sorgfalt 
aufwendet, um Schadensfälle und damit Verluste am 
Volksvermögen zu verhüten. Diese Verpflichtung ver­
letzt er aber in erheblichem Maße, wenn er grob fahr­
lässig einen Versicherungsfall herbeiführt, insbesondere 
wenn er sich dabei des Ausmaßes seines fahrlässigen 
Verhaltens bewußt ist.

Der Kläger führt weiter aus, daß auch bei einer 
generellen Anwendbarkeit des § 61 VVG diese Bestim­
mung im konkreten Fall mit Rücksicht auf die AKB, 
und die Erklärungen des Mitarbeiters des Außendienstes

der Verklagten bei Vertragsabschluß nicht in Betracht 
kommen könne. Dem kann nicht gefolgt werden. Soweit 
es die AKB betrifft, leitet der Kläger seine Auffassung 
daraus her, daß nach § 10 Abs. 4 Versicherungsschutz 
nur dann nicht gewährt werde, wenn der Fahrer des 
Fahrzeugs beim Eintritt des Versicherungsfalls nicht 
die vorgeschriebene Fahrerlaubnis habe. Er verkennt 
hierbei jedoch den Zusammenhang der Bestimmungen 
des VVG und der verschiedenen Versicherungsbedin­
gungen für die einzelnen Versicherungsarten.

Die Stellung von Bestimmungen der Versicherungs­
bedingungen zu den Bestimmungen des VVG ist nicht 
die von Spezialvorschriften, die den allgemeinen Be­
stimmungen des VVG derart Vorgehen, daß diese da­
neben keinen Bestand mehr haben. Die Bestimmungen 
des VVG und die Allgemeinen Versicherungs-Bedin­
gungen stehen vielmehr nebeneinander, die letzteren 
ergänzen und konkretisieren die ersteren und schließen 
sie nur aus bzw. ändern sie ab, wenn sich dies aus dem 
Inhalt der Vorschrift eindeutig ergibt. Etwas anderes 
folgt auch nicht aus dem Vermerk auf dem Versiche­
rungsschein, mit dem gesagt wird, daß für das Rechts­
verhältnis die gesetzlichen Vorschriften gelten, soweit 
nicht in den Allgemeinen Versicherungs-Bedingungen, 
in Zusatz- und Sonderbedingungen oder durch besondere 
Vereinbarung etwas anderes bestimmt ist. Es wird 
hierdurch im Gegenteil die vorstehend dargelegte Auf­
fassung bestätigt.

Nach dem Ausgeführten kann im vorliegenden Fall 
die Bestimmung des § 10 Abs. 4 AKB, wonach Ver­
sicherungsschutz nicht gewährt wird, wenn der Fahrer 
des Fahrzeugs beim Eintritt des Versicherungsfalles 
nicht die vorgeschriebene Fahrerlaubnis hat, nicht be­
deuten, daß nur in diesem Fall kein Versicherungsschutz 
gewährt wird. Es gilt vielmehr daneben die allgemeine 
Vorschrift des § 61 VVG. Die Regelung des § 10 Abs. 4 
AKB stellt lediglich eine für den speziellen Fall der 
Fahrzeugversicherung getroffene Ergänzung des § 61 
VVG dar. Einer Wiederholung der allgemeinen Vor­
schrift des § 61 VVG in den AKB bedurfte es nicht. 
Wenn der Versicherer auch bei grob fahrlässiger Her­
beiführung des Schadensfalls durch den Versicherten 
leistungspflichtig bleiben sollte, hätte das in den AKB, 
wie bereits ausgeführt, ausdrücklich gesagt oder doch 
in anderer eindeutiger Weise, etwa dahingehend, daß 
bei jeder Art fahrlässiger Schadensverursachung^ durch 
den Versicherten Versicherungsschutz gewährt wird oder 
der Versicherer nur bei Vorsatz von der Leistung frei 
ist, erklärt werden müssen.

Der Kläger hat weiter vorgetragen, daß bei ihm als 
Laien nicht vorausgesetzt werden könne, daß er die für 
das Versicherungsverhältnis in Betracht kommenden 
Bestimmungen, insbesondere die des VVG, kenne. Er 
habe nicht wissen können, daß bei grob fahrlässiger 
Schadensverursachung kein Versicherungsschutz ge­
geben sei. Er hätte hierauf besonders hingewiesen wer­
den müssen. Da dies nicht geschehen sei, könnten ihm 
nach den Grundsätzen von Treu und Glauben jetzt 
solche Bestimmungen nicht entgegengehalten werden.

Es kommt auf die Kenntnis des Klägers von den ge­
setzlichen Bestimmungen nicht an. Wohl kaum jemals 
wird ein Bürger alle gesetzlichen Bestimmungen ken­
nen, die auf alle ihn betreffenden Lebensvorgänge von 
rechtlicher Bedeutung zur Anwendung kommen können. 
Das ist auch nicht erforderlich. Bei dem Erlaß von 
Rechtsnormen geht der Gesetzgeber davon aus, daß sich 
ein verantwortungsbewußter Bürger in ihrem Rahmen 
halten kann und hält. Bedeutet das für den Kraftfahrer, 
daß er sich im Straßenverkehr so verhält, daß er nicht 
gegen die Regeln der Straßenverkehrsordnung verstößt 
oder schuldhaft Personen- oder Sachschaden verursacht, 
so schließt, wie bereits ausgeführt, das VVG, dem 
Wesen der Versicherung entsprechend, Versicherungs­
schutz lediglich bei grob fahrlässiger oder vorsätzlicher 
Schadensverursachung aus. Daß aber der Kläger zu­
mindest nicht grob fahrlässig einen Unfall verursachen 
darf, war ihm bekannt, und er konnte sich auch ent­
sprechend verhalten. Es kommt für die Entscheidung 
des Rechtsstreits also darauf an, ob der Kläger grob 
fahrlässig gehandelt hat, und nicht darauf, ob er gewußt 
hat, daß nach den überdies zum Vertragsinhalt ge­
machten gesetzlichen Bestimmungen in diesem Fall 
kein Versicherungsschutz gewährt wird.

252


